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Gefeß- Sammlung 
für die 
Königlichen Preüßiſchen Staaten. 
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‚A ast Sila: 
Inhalt: Geſetz, betreffend die Sterbe- und Gnadenzeit bei Pfarrſtellen, ſowie die kirchliche Aufficht über die 
Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden innerhalb der evangeliſchen Landeskirche der älteren Pro 
vinzen der Monarchie, S. 21. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch 
die Regierungs-Amtsblätter publüften landeshert chen Erlaſſt „Urkunden ꝛc., S. 27. 


(Nr. 9592.) Geſetz, betreffend die Sterbe und Gnadenzeit bei Pfarrſtellen, ſowie die kirchliche 
Aufſicht über die Vermögensverwaltüng der Kirchengemeinden innerhalb der 
evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie. Vom 
8. März 1893. 


n te, enn nne . „ Ki 44 2 0 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
den Geltungsbereich des Kirchenverfaſſungsgeſetzes vom 3. Juni 1876 Geſetz⸗ 
Samml. S. 125), was folgt: 

Artikel 1. 0 
Mit dem Inkrafttreten der anliegenden Kirchengeſetze, betreffend die Sterbe⸗ 


und Gnadenzeit bei Pfarrſtellen, vom 18. Juli 1892 und betreffend die kirchliche 


Aufſicht über die Vermögensverwaltung der n vom 18. Juli 1892 
treten alle ſonſtigen Beſtimmungen über die Regelung der Sterbe⸗ und Gnaden⸗ 
zeit für evangeliſche Pfarrſtellen, ſowie über die Genehmigung der kirchlichen 
Aufſichtsbehörden zu den Beſchlüſſen der Gemeindeorgane in Vermögensangelegen⸗ 
heiten für evangeliſche Kirchengemeinden, mögen ſolche in den allgemeinen Landes⸗ 
geſetzen, in Provinzial⸗ oder Lokalgeſetzen oder Lokalordnungen enthalten oder 
durch Obſervanzen oder Gewohnheit begründet fein, Außer Kraft. 
Artikel 2. 

In den Fällen det §F. 4 bis 6 des Kirchengeſetzes, BESTENS, die Stexbe- 
und Gnadenzeit bei Mfetrſlütr, findet gegen dle Miene der kirchlichen 
Behörden der Rechtsweg nicht ſtatt. 

Geſetz Samml. 1893. (Nr. 9592.) 6 


Ausgegeben zu Berlin den 17. März 1893. 


rt 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, Schloß, den 8. März 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


Anlage 1. 


Airchengeſetz, 
betreffend 
die Sterbe- und Gnadenzeit bei Pfarrſtellen. 
Vom 18. Juli 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der Generalſynode und nachdem durch die Erklärung 
Unſeres Staatsminiſteriums feſtgeſtellt worden, daß gegen dieſes Geſetz von Staats- 
wegen nichts zu erinnern iſt, was folgt: tal) 


$.1. 

Wenn ein Geiſtlicher, welcher in einem Pfarramt einer Kirchengemeinde 
unter Beſtätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angeſtellt iſt, in dieſem 
Amte verſtirbt, ſo ſind während des Sterbemonats und des darauf folgenden 
Monats deſſen Erben, nächſtdenſelben ſowie während einer weiteren Gnadenzeit 
von ſechs Monaten die Hinterbliebenen zur Fortſetzung des Nießbrauchs der Stelle 
berechtigt. 

Die Fortſetzung des Nießbrauchs erſtreckt ſich auch auf den Bezug der Stol— 
gebühren und die dem verſtorbenen Geiſtlichen für ſeine Amtszeit aus Mitteln 
der Gemeinde oder aus örtlichen kirchlichen Fonds bewilligten Zulagen, ſofern 
nicht bei der Bewilligung das Gegentheil feſtgeſetzt worden iſt. 


H. 2. 
Als Hinterbliebene im Sinne dieſes Geſetzes ſind bezugsberechtigt, ſoweit 
ſie nicht rechtmäßig enterbt ſind, die Wittwe ſowie die ehelichen Nachkommen, 
Stiefkinder und an Kindesſtatt angenommenen Kinder des verſtorbenen Geiſtlichen, 
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welche während der Sterbe- oder Gnadenzeit berechtigt geweſen wären, ihren 
Unterhalt von ihm zu empfangen. 

Sind bezugsberechtigte Hinterbliebene nicht vorhanden, ſo iſt das Konſiſtorium 
befugt, den Eltern, Geſchwiſtern und Geſchwiſterkindern des verſtorbenen Geiſt⸗ 
lichen, welche wegen Mangels eigener Mittel von ihm ihren Unterhalt empfangen 
haben, in beſonderen Fällen die Gnadenzeit auf ein Vierteljahr zu gewähren. 


$. 3. 

Den Hinterbliebenen ſteht der Nießbrauch gemeinſchaftlich zu. 0 

Iſt eine Wittwe vorhanden, ſo gebührt ihr allein die Erhebung und — 
unbeſchadet der Rechte der Betheiligten — die einſtweilige Verfügung über die 
Verwendung der Bezüge. 5 

Iſt eine Wittwe nicht vorhanden, oder erhebt dieſelbe die Bezüge nicht, 
jo erfolgt die Erhebung durch einen gemeinſamen Vertreter. Bis die Beſtellung 
eines ſolchen ſeitens der Nächſtbetheiligten bewirkt iſt, kann das Konſiſtorium 
eine einſtweilige Vertretung anordnen. In dieſem Falle werden Einwendungen 
über die Verwendung der Bezüge durch das Konſiſtorium entſchieden. | 


$. 4. 

Die Gefchäfte der erledigten Stelle werden während der Sterbe⸗ und 
Gnadenzeit, ſofern ihre Verwaltung nicht durch feſtſtehende örtliche Einrichtungen 
genügend geſichert iſt, nach der Beſtimmung des Superintendenten durch die 
Diözeſangeiſtlichen und aushülfsweiſe durch die in der Diözeſe wohnenden Kan- 
didaten, nöthigenfalls auch durch Heranziehung von Geiſtlichen der Nachbardiözeſe 
mit Zuſtimmung des betreffenden Superintendenten, unentgeltlich verſehen. ö 

Die zum Bezug der Stelleneinkünfte Berechtigten haben auf ihre Koſten 
den Vertretern Beherbergung und Beköſtigung, auch die nöthigen Fuhren — ſo⸗ 
weit dieſe nicht nach örtlichem Rechte durch andere Verpflichtete geſtellt werden — 
zu gewähren und, falls dies nicht durch Naturalleiſtung geſchieht, die ihnen ent- 
ſtandenen nothwendigen Auslagen zu erſetzen. Ueber die Art der Leiſtung und 
den Betrag der Auslageentſchädigung entſcheidet in Ermangelung einer Einigung 
der Betheiligten der Superintendent. 0 


$. 5. 

Die niederen Kirchenbeamten im Bezirke des erledigten geiſtlichen Amts 
find verpflichtet, zur Verſehung des letzteren nach Beſtimmung des Superinten⸗ 
denten jede ihrer Stellung entſprechende Aushülfe zu leiſten. Soweit es billig 
erſcheint, iſt ihnen dafür eine vom Superintendenten feſtzuſetzende mäßige Ver⸗ 
gütung von Seiten der zum Bezuge der Stelleneinkünfte Berechtigten zu gewähren. 


F. 6. 
Sieht ſich das Konſiſtorium durch die Umſtände veranlaßt, für die Ver- 
waltung des erledigten geiſtlichen Amts einen beſonderen Vertreter am Ort zu 
6 * 
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beſtellen, ſo ift daſſelbe in Ermangelung anderer Mittel befugt, den zum Bezuge 
der Stelleneinkünfte Berechtigten die Verpflichtung aufzuerlegen, entweder dem 
Vertreter Wohnung, Beköſtigung, Heizung und Licht, ſowie die nothwendige 
Bedienung unentgeltlich zu gewähren oder einen angemeſſenen Beitrag zu dem 
Koſten der Vertretung zu leiſten. 

Dieſer Beitrag darf, abgeſehen von den zu überweiſenden etwa vorhandenen 
Dienſtaufwandsgeldern, ein Viertel des bei dem Penſionsfonds der Landeskirche 
anerkannten bisherigen Dienſteinkommens nach Abzug des Wohnungswerths — 
auf die Dauer der Vertretung berechnet — nicht überſteigen. In dieſes Viertel 
find die Beiträge zum Penſions- und Wittwen⸗ und Waiſenfonds mit einzurechnen. 

Trifft das Konſiſtorium Anordnungen über die unmittelbare Entnahme der 
in den Fällen $$. 4 bis 6 von den Nutzungsberechtigten zu leiſtenden Baarbeträge 
aus dem Pfarreinkommen, ſo ſind dieſelben für die Betheiligten maßgebend. 


7. 

Vorftehendes Beſtimmungen finden, ſofern nicht: ein Anderes mit dem Stellen: 
inhaber oder feinem: Amtsnachfolger vereinbart wird, auf die Hinterbliebenen ſolcher 
zur Zeit des Inkrafttretens der neuen Ordnung bereits feſtangeſtellten Geiſtlichen, 
welche in ihrem gegenwärtigen Amte ſterben, überall da keine Anwendung, wo 
die Sterbe⸗ und Gnadenzeit zuſammen nach dem bisherigen Rechte die Dauer 
von acht Monaten überſteigt! 

Auch bleiben, falls nicht anderweite Vereinbarung ſtattfindet, die durch das 
bisherige Recht etwas begründeten Anfprüche auf eine Sterbe⸗ und Gnadenzeit 
hinſichtlich eines aus der Pfründe zu leiſtenden Ruhegehalts zu Gunſten der 
Hinterbliebenen bereits emeritirter oder in ihrem gegenwärtigen Amte künftig zur 
Emeritirung gelangender Geiſtlichen unberührt: : 


§. 8. 

Die Provinzen Weſtfalen und Rheinprovinz bleiben von den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes zunächſt ausgenommen. Die Einführung des Geſetzes erfolgt in 
dieſen Provinzen, ſobald deſſen Annahme von beiden Provinzialſynoden oder von 
einer derſelben beſchloſſen wird, durch kirchliche, vom Landesherrn zu erlaſſende⸗ 
Verordnung, welche in der dem F. 6 der Generalſynodalordnung entſprechenden 
Form zu verkünden iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem. 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord Meiner Macht „Kaiſeradler “, den 18. Juli, 1892. Tromſö⸗ 


(L., S.) Wilhelm. 
Barkhauſen. 


Anlage 2. 


Kirchengeſeb, 
betreffend 
die kirchliche Aufſicht über die Vermoͤgensverwaltung der Kirchengemeinden. 
Vom 18. Juli 1892. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der Generalſynode und nachdem durch Erklärung 
Unſeres Staatsminiſteriums feſtgeſtellt worden, daß gegen dieſes Geſetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern iſt, für die evangeliſche Landeskirche der älteren 
Provinzen, was ſolgt: 


* 

Die Beſchlüſſe der kirchlichen Gemeindeorgane in Vermögensangelegenheiten 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der kirchlichen Aufſichtsbehörde in 
folgenden Fällen: 

1) bei dem Erwerbe, der Veräußerung oder der dinglichen Belaſtung von 
Grundeigenthum, ſoweit der Erwerb nicht im Falle einer Zwangs⸗ 
verſteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener kirchlicher 
Forderungen nothwendig iſt; 

2) bei der Veräußerung von Gegenſtänden, welche einen geſchichtlichen, 
wiſſenſchaftlichen oder Kunſtwerth haben) 

3) bei Anleihen, ſoweit ſie nicht blos zu vorübergehender Aushülfe dienen 
und aus den laufenden Einnahmen derſelben Voranſchlagsperiode zurück- 
erſtattet werden können; 

4) bei der Einführung und Veränderung von Gebührentagen; 

5) bei einer Verwendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den 
beſtimmungsmäßigen Zwecken mit Ausnahme ſolcher Bewilligungen 
aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden oder zur Unterſtützung 
evangeliſcher Vereine und Anſtalten, welche einzeln zwei Prozent und 
im Geſammtbetrage eines Voranſchlagsjahres fünf Prozent der Soll⸗ 
einnahme nicht überſteigen; 

6) bei Einführung eines neuen und Abänderung des beſtehenden Ver— 
theilungsfußes der Kirchenumlagen ; 

7) ay bei Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur dauernden Verbeſſerung 
des Einkommens der beſtehenden Stellen für den Dienſt der Ge— 
meinde, 
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b) bei dauernder Verminderung ſolcher auf der Kirchenkaſſe haftenden 
Bewilligungen, 

e) bei Auseinanderſetzungen über das Vermögen vereinigter Kirchen— 
und Schulſtellen, 

d) bei Verwandlung veränderlicher Einnahmen der Kirchenbeamten 
in feſte Hebungen oder 

e) bei Umwandlung von Naturaleinkünften in Geldrente, letzteres, 
ſoweit nicht die Umwandlung in dem durch die Staatsgeſetze ge— 
ordneten Ablöſungsverfahren erfolgt; 

8) a) bei Neubauten oder beim Abbruch vorhandener Gebäude, 

b) bei Reparaturen gottesdienſtlicher Gebäude, wenn dadurch die bau— 
liche Grundgeſtalt oder die künſtleriſche Ausſtattung des Gebäudes 
geändert wird, und 

e) bei Reparaturen der für die Geiſtlichen oder andere Kirchendiener 
beſtimmten Gebäude, ſofern ſie nicht im Einverſtändniß mit dem 
berechtigten Stelleninhaber erfolgen; 

9) bei Verpachtung und Vermiethung von Kirchengrundſtücken auf länger 
als zwölf Jahre, der Verpachtung oder Vermiethung der den kirchlichen 
Beamten zur Nutzung oder zum Gebrauch überwieſenen Grundſtücke 
über die Dienſtzeit des jeweiligen Inhabers hinaus, oder wenn ein 
Kirchengrundſtück an eine an der kirchlichen Vermögensverwaltung oder 
an der Aufſicht darüber betheiligte Perſon verpachtet oder vermiethet 
werden foll; 

10) bei Ausleihung kirchlicher Gelder auf Hypothek oder Grundſchuld: 

a) wenn das Kapital 1 000 Mark überſteigt oder 

b) nicht zu erſter Sicherheit oder 

e) an eine an der kirchlichen Vermögensverwaltung oder an der 
Aufſicht darüber betheiligte Perſon ausgeliehen werden ſoll; 

11) bei Verwendungen von Kapitalbeſtänden für laufende Bedürfniſſe, 
12) bei außerordentlichen Ausgaben, welche den von der kirchlichen Auf— 
ſichtsbehörde für die Kirchengemeinde feſtgeſetzten Betrag überſteigen. 

Ausgaben ſind außerordentliche im Sinne dieſer Vorſchrift, wenn 
ſie weder zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nothwendig, 
noch ſchon bisher nach beſtimmten, von der Aufſichtsbehörde ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend gebilligten Grundſätzen geleiſtet ſind. 


§. 2. 
Alle Beſtimmungen, nach denen es zu den Geſchäften der kirchlichen Ver— 
mögensverwaltung in anderen als den in F. 1 genannten Fällen einer Genehmi— 
gung der kirchlichen Aufſichtsbehörde bedarf, treten außer Kraft. 


3 
ö. 3. 

Die Feſtſetzung des Zeitpunkts, mit welchem dieſes Geſetz in Geltung tritt, 
bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 5 

Durch Königliche Verordnung wird gleichfalls beſtimmt, in welchem der 
in $. 1 erwähnten Fälle das Recht der Genehmigung von dem Evangeliſchen 
Ober-Kirchenrathe oder dem Konſiſtorium auszuüben iſt, und unter welchen 
Vorausſetzungen es geſtattet ſein ſoll, das Genehmigungsrecht der Aufſichtsbehörde 
auf ſynodale Organe zu übertragen. 


$. 4. 

Die Provinz Weſtfalen und die Rheinprovinz bleiben von den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes zunächſt ausgenommen. Die Einführung des Geſetzes in dieſe 
Provinzen erfolgt, ſobald deſſen Annahme von den beiden Provinzialſynoden oder 
von einer derſelben beſchloſſen wird, durch kirchliche, vom Landesherrn zu erlaſſende 
Verordnung, welche in der dem F. 6 der Generalſynodalordnung entſprechenden 
Form zu verkünden iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben an Bord Meiner Yacht „Kaiſeradler“, den 18. Juli 1892. Tromſö. 


(L. S.) Wilhelm. 
Barkhauſen. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Februar 1893, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Münſterberg für die von ihm zu bauende Chauſſee von Münſterberg 
nach Groß-Noſſen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau 
Nr. 9 S. 69, ausgegeben am 3. März 1893; 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 1. Februar 1893 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Erfurt im Betrage von 
6200 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Erfurt 
Nr. 9 S. 84, ausgegeben am 4. März 1893. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
(Nr. 9592.) 
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